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Liebe Leserinnen und Leser, 

die Pandemie-Lage bleibt kritisch. Wir verzeichnen bundesweit steigende Infektionszahlen, immer 
mehr Corona-Patienten in Intensivbehandlung und zu hohe Todeszahlen. Gleichzeitig erfahren wir 
immer neue Details über die drohenden langfristigen Folgen einer Corona-Erkrankung. Diese 
Entwicklungen erfordern entschlossenes politisches Handeln. Wir müssen die dritte Welle brechen, 
und zwar sehr schnell. Daher ist es nun unsere Aufgabe zu prüfen, welche Maßnahmen für ein 
effizienteres und verbindlicheres Krisenmanagement zielführend sind. 

I. Die politische Lage in Deutschland 

Beispiellose finanzielle Unterstützung in der Krise. 
  
Die wahre Größe unserer aktuellen Herausforderungen spiegelt sich auch im Bundeshaushalt wider 
(Nachtragshaushaltsgesetz 2021). Die geplante Nettokreditaufnahme von 240,2 Mrd. Euro ist die mit 
Abstand höchste jemals geplante Neuverschuldung in der Geschichte der Bundesrepublik Deutsch-
land. Wir leisten historische Unterstützung unter anderem durch aufgestockte Unternehmenshilfen 
(plus 25,5 Mrd. Euro), mehr Mittel für die Impfstoffbeschaffung (plus 6,2 Mrd. Euro) und höhere 
Kompensationen für die Krankenhäuser (plus 1,5 Mrd. Euro). Hier zeigt sich, wie wichtig der haus-
haltspolitische Soliditätskurs der Union war und ist. 
  
  
  
Aufbruchssignal für Reformen in unserem Land. 
  
In Krankenhäusern, Pflegeheimen, Kindergärten, Schulen und Universitäten, in Betrieben, Familien 
und im Ehrenamt – überall leisten die Menschen in unserem Land Großes. Mit beherzter Politik wol-
len wir sicherstellen, dass wir auch in Zukunft gut gerüstet sind. Auf der Klausurtagung des Ge-
schäftsführenden Fraktionsvorstands haben wir intensiv über notwendige Reformen für staatliche 
Institutionen und föderale Verantwortlichkeiten, für die Modernisierung und Digitalisierung unserer 
Verwaltung und für einen schlagkräftigen Bevölkerungs- und Katastrophenschutz diskutiert. Wir 
werden in den nächsten Wochen weitere Gespräche mit Bürgern, Praktikern und Experten führen 
und dabei konkrete Verbesserungsvorschläge erarbeiten. Im Sommer wollen wir diese dann als Posi-
tion unserer Fraktion beschließen. 

II. Die Woche im Parlament  

Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes zur ausdrücklichen Verankerung der Kinderrechte. 
Durch die Grundgesetzänderung, die wir in erster Lesung beraten, sollen die Grundrechte von Kin-
dern im Text des Grundgesetzes besser sichtbar gemacht und ausführlicher formuliert werden. Das 
Kindeswohlprinzip und das Anhörungsrecht des Kindes sollen im Verfassungstext betont. Die Recht-
stellung von Kindern und Familien wird so unterstrichen. Dies verdeutlicht Rechtsanwendern, welch 
hohe Bedeutung Kindern und ihren Rechten in unserer Gesellschaft zukommt. Für uns ist das Drei-
ecksverhältnis zwischen Kind – Eltern – Staat zentral, wobei wir die Eltern-Kind-Beziehung als ganz 
besonderes Element unserer Gesellschaft erhalten wollen. 
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Gesetz zur weiteren Stärkung des Anlegerschutzes. In erster Lesung diskutieren wir einen Gesetz-
entwurf, mit dem der Anlegerschutz insbesondere im Bereich der Vermögensanlagen weiter verbes-
sert werden soll. Der Entwurf setzt die verbliebenen Punkte aus dem Maßnahmenpaket zur weiteren 
Stärkung des Anlegerschutzes um, welches vor dem Hintergrund der Insolvenz des Containeranbie-
ters P&R vom Finanz- und Justizministerium erarbeitet und im August 2019 veröffentlicht wurde. 

Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 
2021 (Nachtragshaushaltsgesetz 2021). Mit dem Nachtragshaushalt 2021, den wir in erster Lesung 
beraten, soll die Nettokreditaufnahme des Bundes um 60,4 Mrd. Euro auf 240,2 Mrd. Euro erhöht 
werden. Grund dafür ist das andauernde Pandemie-Geschehen. Von den 60,4 Mrd. Euro zusätzlicher 
Nettokreditaufnahme entfallen 49,1 Mrd. Euro auf höhere Ausgaben (Unternehmenshilfen, Covid-19-
Vorsorge, Gesundheit, Zinsen und AKW-Ausgleichszahlungen) sowie 11,3 Mrd. Euro auf geringere Ein-
nahmen (Steuern und Bundesbankgewinn). 
  
Beschluss des Deutschen Bundestages gemäß Artikel 115 Absatz 2 Satz 6 und 7 des Grundgeset-
zes. Die gemäß der Schuldenbremse zulässige Nettokreditaufnahme wird um 213,3 Mrd. Euro über-
schritten. Aus diesem Grund muss der Bundestag erneut mit der Kanzlermehrheit die Ausnahme von 
der Schuldenbremse wegen einer außergewöhnlichen Notsituation gemäß Artikel 115 Absatz 2 Satz 6 
und 7 beschließen. Aufgrund der Corona-Pandemie liegt eine außergewöhnliche Notsituation vor, die 
sich der Kontrolle des Staates entzieht. Die außerordentliche Neuverschuldung ist gemäß dem Til-
gungsplan ab 2026 in 17 Jahresschritten zu tilgen. 

Die Schiene europaweit stärken – Das Jahr der Schiene erfolgreich nutzen. Die Europäische 
Kommission hat 2021 als das Europäische Jahr der Schiene ausgerufen. Deutschland steht dabei als 
größtes Bahnland der Europäischen Union nicht nur geographisch im Mittelpunkt, sondern muss in 
diesem Jahr auch Takt- und Impulsgeber fungieren. Unser Antrag würdigt zum einen die von der 
Bundesregierung bereits erreichten Ziele, unter anderem im Lärm- und Klimaschutz sowie in der 
Digitalisierung. Gleichzeitig fordern wir die Bundesregierung dazu auf, das Jahr der Schiene zu nut-
zen, um für den Schienenverkehr als nachhaltigen Verkehrsträger zu werben. Darüber hinaus soll der 
grenzüberschreitende europäische Schienenverkehr gefördert werden. 

Gesetz zur Errichtung der Bundesstiftung Gleichstellung. Mit dem Gesetz, das wir in zweiter und 
dritter Lesung beschließen, wird die Bundesstiftung Gleichstellung errichtet. Damit wird ein weite-
res Vorhaben des Koalitionsvertrages umgesetzt. Die Einrichtung verfolgt das Ziel, die Gleichstellung 
von Frauen und Männern voranzubringen und zu beschleunigen. Die Bundesstiftung wird zukünftig 
Informationen bereitstellen, als Vernetzungsplattform dienen und gleichstellungspolitische Initiati-
ven unterstützen. Zu den Aufgaben der Stiftung gehört zudem auch die Entwicklung und Erprobung 
von innovativen Maßnahmen zur Verwirklichung von Gleichstellung und die Beratung von Verwal-
tung, Zivilgesellschaft, Wissenschaft und Wirtschaft bei der Entwicklung von Lösungsansätzen. Die 
Stiftung wird von einem Direktorium bestehend aus zwei Personen geleitet, welches paritätisch be-
setzt werden und operativ tätig sein soll. Maßgebliche Entscheidungen über die Stiftungsarbeit trifft 
der Stiftungsrat. Zudem sind Zivilgesellschaft und Wissenschaft über einen Stiftungsbeirat einge-
bunden. 

Erstes Gesetz zur Änderung des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes. Die europäisch vorgege-
benen Sammelmengen für Elektro-Elektronikaltgeräte werden in Deutschland, wie auch in anderen 
europäischen Staaten, nicht erreicht. Mit der Gesetzesnovelle, die wir in zweiter und dritter Lesung 
beschließen, werden deshalb die Sammelstrukturen für Elektro- und Elektronikaltgeräte verdichtet 
und die Rücknahmepflichten des Handels auf bestimmte Lebensmitteleinzelhändler ausgedehnt. 
Außerdem sollen Hersteller künftig für die von ihnen in Verkehr gebrachten Waren durch die Pflicht 
zur Vorlage eines Rücknahmekonzepts einen Beitrag zur Steigerung der Sammelmenge leisten. Da-
neben sollen geeignete Geräte der Wiederverwendung zugeführt, ein hochwertiges Recycling sicher-
gestellt und Hersteller aus Drittstaaten in die Regelungen zur Rücknahme einbezogen werden. 

Gesetz zur Änderung des Bundesfernstraßengesetzes und des Gesetzes über Kreuzungen von 
Eisenbahnen und Straßen. Wir beschließen in zweiter und dritter Lesung ein Gesetz, mit dem Än-
derungen im Bundesfernstraßengesetz und im Eisenbahnkreuzungsgesetz vorgenommen werden. Ein 
Ziel des Gesetzes ist die Entlastung kommunaler Haushalte zur Verbesserung der Investitionsbedin-
gungen insbesondere für den Ausbau kommunaler Radwege. Ferner dienen die Regelungen dazu, die 
Verwaltungsabläufe zu vereinfachen und damit Investitionen in das Schienennetz zu beschleunigen. 
Ein weiteres Ziel ist, stark frequentierte Bundesfernstraßen vom Regionalverkehr zu entlasten. 

 2



Gesetz zur Reform des Mietspiegelrechts (Mietspiegelreformgesetz). In erster Lesung beraten wir 
einen Gesetzentwurf, welcher der Umsetzung der im Koalitionsvertrag und auf dem Wohngipfel be-
schlossenen Vorgaben zur Reform des Mietspiegelrechts dient. Ziel der Reform ist es, dass qualitativ 
hochwertige Mietspiegel in möglichst vielen Gemeinden zur Anwendung kommen. Mietspiegel sind 
das wichtigste Instrument für die Ermittlung der ortsüblichen Vergleichsmiete, die insbesondere 
aufgrund der Mietpreisbremse eine wichtige Bedeutung erlangt hat. 

Gesetz über die Insolvenzsicherung durch Reisesicherungsfonds und zur Änderung reiserechtli-
cher Vorschriften. Wir beraten in erster Lesung einen Gesetzentwurf, mit dem künftig die Insol-
venzsicherung für Pauschalreisen über einen Reisesicherungsfonds erfolgen soll. Dieser Fonds soll in 
der Rechtsform einer GmbH organisiert sein und ein Fondsvermögen verwalten, in das die Reisever-
anstalter einzahlen. Der Reisesicherungsfonds soll die bisherige Absicherungsform, die von den Ver-
sicherungen angeboten werden, grundsätzlich ablösen. Die Voraussetzungen hierfür werden mit dem 
Reisesicherungsfondsgesetz als neuem Stammgesetz geschaffen. Eine Änderung ist aufgrund der 
durch die Thomas-Cook-Insolvenz und Covid-19-Pandemie entstandene Krise auf dem Markt der In-
solvenzabsicherung für Pauschalreisen notwendig. 

III. Daten und Fakten 

Deutschland bleibt Patent-Europameister. Trotz der Corona-Pandemie erreichte die Zahl der Pa-
tentanmeldungen beim Europäischen Patentamt (EPA) im Jahr 2020 nahezu das Rekordniveau von 
2019. So sind laut dem Patent Index 2020 insgesamt 180.250 Patentanmeldungen eingereicht wor-
den, was einem geringfügigen Rückgang um 0,7 Prozent entspricht. Nach den USA (44.293; 25 Pro-
zent) war Deutschland das aktivste Ursprungsland mit 25.954 Patentanmeldungen, was einem Anteil 
von 14 Prozent entspricht. Dahinter folgen Japan, China und Frankreich. Vor allem Erfindungen im 
Gesundheitswesen haben die Patentaktivitäten maßgeblich bestimmt. So war die Medizintechnik im 
vergangenen Jahr das anmeldestärkste Technologiefeld, während die Bereiche Arzneimittel und Bio-
technologie den größten Anmeldezuwachs verzeichneten. Im Unternehmensranking der führenden 
Anmelder finden sich mit Siemens, Bosch und BASF drei deutsche Unternehmen in den Top 10. Zwei 
südkoreanische sowie jeweils einem Unternehmen aus China, Japan, den USA, Schweden und den 
Niederlanden komplettieren die Spitzengruppe. Somit befinden sich insgesamt fünf europäische Un-
ternehmen in den Top 10, so viele wie seit 2014 nicht mehr. Trotz eines leichten Rückgangs um 3 
Prozent gegenüber 2019 behauptet sich Deutschland damit als eines der innovativsten Länder der 
Welt.  
(Quelle: Europäisches Patentamt) 
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